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Vorbemerkung 
Der Kerntechnische Ausschuss (KTA) beabsichtigt, die zurzeit in der Fassung 2004-11 vorliegende Regel 
KTA 2207 zu ändern. Der Entwurf dieser Änderung wird hiermit der Öffentlichkeit zur Prüfung und 
Stellungnahme vorgelegt, damit er erforderlichenfalls verbessert werden kann. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die endgültige Fassung von dem vorliegenden Entwurf abweichen kann. 

Änderungsvorschläge sind innerhalb einer Frist von drei Monaten, 
beginnend am 1. Januar 2022, 

bei der Geschäftsstelle des Kerntechnischen Ausschusses beim Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen 
Entsorgung (BASE), Willy-Brandt-Str. 5, 38226 Salzgitter, einzureichen. 

Frühere Fassungen der Regel:  1982-06 (BAnz Nr. 173a vom 17. September 1982) 

1992-06 (BAnz Nr. 36a vom 23. Februar 1993) 

2004-11 (BAnz Nr. 35a vom 19. Februar 2005) 

Änderungsentwurf 
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Grundlagen 

(1) Die Regeln des Kerntechnischen Ausschusses (KTA) ha-
ben die Aufgabe, sicherheitstechnische Anforderungen anzu-
geben, bei deren Einhaltung die nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen ist (§ 
7 Abs. 2 Nr. 3 Atomgesetz -AtG-), um die im AtG, im Strahlen-
schutzgesetz (StrlSchG) und in der Strahlenschutzverordnung 
(StrlSchV) festgelegten sowie in den „Sicherheitsanforderun-
gen an Kernkraftwerke“ (SiAnf) und den „Interpretationen zu 
den Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ weiter kon-
kretisierten Schutzziele zu erreichen. 

(2) Gemäß den SiAnf sind Schutzmaßnahmen gegen Einwir-
kungen von Hochwasser vorzusehen. Hochwasser gehört zu der 
Störfallgruppe, gegen die anlagentechnische Schadensvorsorge 
getroffen werden muss und die aufgrund der getroffenen Vor-
sorge bezüglich ihrer radiologischen Auswirkungen auf die Um-
gebung nicht relevant ist. Die Grundsätze dieser Vorsorge sind 
in dieser Regel festgelegt. 

(3) In dieser Regel werden die allgemeinen Anforderungen 
an technische und organisatorische Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz festgelegt. Umfang und Qualität der Maßnahmen 
richten sich nach der Bedeutung, die dem Hochwasserschutz 
zur Erfüllung der jeweils gefährdeten Schutzziele zukommen. 
 

H i n w e i s :   
Unter Hochwasser wird in dieser Regel ein Flusshochwasser oder 
eine Sturmflut verstanden.  

 

1 Anwendungsbereich 

Diese Regel ist auf Kernkraftwerke mit Leichtwasserreaktoren 
anzuwenden. 

 

2 Begriffe 

(1) Bemessungshochwasser 

Das Bemessungshochwasser ist das Hochwasserereignis, das 
dem Hochwasserschutz der Anlage zur Einhaltung der sicher-
heitstechnischen Schutzziele zugrunde liegt. 

(2) Permanenter Hochwasserschutz 

Permanenter Hochwasserschutz ist der Hochwasserschutz, 
der ständig wirksam ist (z.B. Schutz durch hochwassersichere 
Umschließung, erhöhte Anordnung, Abdichtung). 

(3) Temporärer Hochwasserschutz 

Temporärer Hochwasserschutz ist der Hochwasserschutz, der 
nur zeitweise wirksam wird (z. B. Schutz durch mobile Hoch-
wasserbarrieren). 

 

3 Standorte 

Folgende Standorte sind zu unterscheiden: 

a) Flussstandorte und Standorte an Binnenseen, die durch 
Hochwasserabflüsse aus dem jeweiligen Einzugsgebiet ge-
fährdet werden. 

b) Küstenstandorte, die durch den Hochwasserstand des 
Meeres gefährdet werden. 

c) Standorte an Tideflüssen, die durch Hochwasserabflüsse 
aus dem Einzugsgebiet des Flusses und durch den Hoch-
wasserstand des Meeres gefährdet werden. 

4 Bemessungsgrundlagen 

4.1 Bemessungshochwasser 

(1) Für das Bemessungshochwasser sind zur Bestimmung 
des Bemessungswasserstandes der maßgebende Hochwas-
serabfluss und Hochwasserstand zu ermitteln. Dabei sind alle 
maßgebenden Einflussgrößen und deren absehbare Verän-
derungen zu erfassen. Insbesondere ist zu prüfen, inwieweit die 
folgenden Einflussgrößen in Betracht zu ziehen sind: 

a) bei Flussstandorten und Standorten an Binnenseen: 

aa) Niederschlag, 

ab) Schnee- und Gletscherschmelze, 

ac) Zustand und Eigenschaften des Einzugsgebietes, 

ad) Retention vor Ort und im Einzugsgebiet, 

ae) Rückstau, 

af) Eisversetzung, 

ag) Überströmen und Versagen von Deichen, 

ah) Stauanlagen, 

ai) Windstau und Wellenauflauf, 

ak) Dauer und Ablauf des Hochwasserereignisses. 

b) bei Küstenstandorten: 

ba) Tide, 

bb) Überströmen und Versagen von Seedeichen, 

bc) Wind- und Brandungsstau, 

bd) Wellenauflauf, 

be) säkularer Anstieg, 

bf) Fernwelle, 

bg) Dauer und Ablauf des Sturmflutereignisses. 

c) bei Standorten an Tideflüssen: 

Auftretende Einflussgrößen aus a) und b). 

(2) Es ist zu prüfen, welche Einflussgrößen gleichzeitig auf-
treten können und deshalb überlagert werden müssen. 

(3) Zur Festlegung des Hochwasserschutzes ist die Abhän-
gigkeit des Hochwasserabflusses und des Hochwasserstandes 
von der Überschreitungswahrscheinlichkeit darzustellen.  

(4) Sofern neben dem maximalen Wasserstand auch der zeit-
liche Verlauf des Hochwasserereignisses für den Hochwasser-
schutz relevant ist, sind Abflussganglinien oder Sturmflutwas-
serstand-Zeitverläufe für das Bemessungshochwasser anzu-
geben. 
 

4.2 Bemessungswasserstand 

(1) Als Bemessungswasserstand ist der höchste Wasser-
stand zu ermitteln, der sich im Bereich der zu schützenden An-
lagenteile und der Schutzbauwerke einstellt. Dabei sind die Ein-
flussgrößen aus Abschnitt 4.1 (1) zu berücksichtigen. Des Wei-
teren sind die sich aus diesen Einflussgrößen, der Datenbasis, 
den Extrapolationsverfahren und der historischen Entwicklung 
der Topographie ergebenden Unsicherheiten darzustellen und 
zu berücksichtigen. 

(2) Für Binnenstandorte ist als Ausgangsgröße zur Ermittlung 
des Bemessungswasserstandes ein Hochwasserabfluss im 
Gewässer mit einer Überschreitungswahrscheinlichkeit von  
10-4 /a anzusetzen.  

H i n w e i s :   
Anhang A enthält ein Verfahren zur Ermittlung von Hochwasserab-
flüssen dieser Überschreitungswahrscheinlichkeit für Binnenge-
wässer. 
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(3) Für Küstenstandorte und Standorte an Tideflüssen ist zur 
Ermittlung des Bemessungswasserstandes als Ausgangs-
größe ein Sturmflutwasserstand mit einer Überschreitungs-
wahrscheinlichkeit von 10-4 /a anzusetzen.  

H i n w e i s :   
Anhang A enthält ein Verfahren zur Ermittlung von Sturmflutwas-
serständen dieser Überschreitungswahrscheinlichkeit. 

(4) Die nach Absatz 2 und 3 ermittelten Hochwasserabflüsse 
und Sturmflutwasserstände sind mit historischen Hochwasser-
ereignissen in der Umgebung des Standorts zu vergleichen, so-
fern ausreichende Dokumentationen dieser Ereignisse vorlie-
gen. Es ist sicherzustellen, dass der Bemessungswasserstand 
auch die Wasserstände abdeckt, die sich am Standort aufgrund 
solcher Hochwasserereignisse einstellen würden. Dabei ist die 
Übertragbarkeit der Randbedingungen für die Hochwasserer-
eignisse und Wasserstände zu berücksichtigen. 

 

4.3 Schutzumfang 

(1) Alle Anlagenteile, deren Sicherheitsfunktionen zur Einhal-
tung der den Sicherheitskriterien zugrundeliegenden Schutzziele 

a) Kontrolle der Reaktivität, 

b) Kühlung der Brennelemente, 

c) Einschluss der radioaktiven Stoffe und 

d) Begrenzung der Strahlenexposition 

erforderlich sind, sind so zu schützen, dass sie beim Auftreten 
der Einwirkungskombinationen nach Abschnitt 5 ihre sicher-
heitstechnische Funktion erfüllen können. 

(2) Alle weiteren Anlagenteile, deren Beschädigung oder Ver-
sagen infolge Hochwasser die vorgenannten Anlagenteile in ih-
rer sicherheitstechnischen Funktion beeinträchtigen können, 
sind ebenso in das Schutzkonzept einzubeziehen. 

 

5 Einwirkungskombinationen und Nachweise 

(1) Die Einwirkungen infolge Bemessungshochwasser (HB) 

sind mit den Einwirkungen (L) und den Einwirkungen aus mög-
lichen Folgeereignissen (RH) zu überlagern. 

Hierbei bedeuten: 

L : Einwirkungen (z. B. Eigenlast, ständige Last, Ver-
kehrslast, Betriebslasten, Erddruck, Windlast) 

HB : Einwirkungen infolge Bemessungshochwasser (z. B. 
statischer Wasserdruck aus Bemessungswasser-
stand, strömendes Wasser, Wellen, Auftrieb, Treibgut, 
Eisdruck) 

RH : Einwirkungen aus möglichen Folgeereignissen, her-

vorgerufen durch das Bemessungshochwasser (z. B. 
Unterspülung, Erosion) 

(2) Für Einrichtungen zum Hochwasserschutz, die nicht ge-
gen das Bemessungserdbeben nach KTA 2201.1 ausgelegt 
sind, ist zu prüfen, ob bei einer Einwirkungskombination aus ei-
nem Hochwasser mit einer Überschreitungswahrscheinlichkeit 
von 10-2 /a  und einer Erdbebeneinwirkung beim Inspektionsni-
veau (40% des Beanspruchungsniveaus des Bemessungserd-
bebens nach KTA 2201.1) der Schutzumfang nach Abschnitt 
4.3 gewährleistet ist. 

(3) Einwirkungskombinationen des Bemessungshochwas-
sers mit einem anderen unabhängigen  Bemessungsereignis 
oder einem unabhängigen anlageninternen Störfall brauchen 
nicht berücksichtigt zu werden.  

(4) Für Einrichtungen des Hochwasserschutzes, die nicht ge-
gen Windeinwirkungen gemäß DIN EN 1991-1-4 ausgelegt 

sind, ist aufgrund des kausalen Zusammenhangs für die Ein-
wirkungskombination Sturmflut mit Starkwind an Küstenstand-
orten und Standorten an Tideflüssen zu überprüfen, ob der 
Schutzumfang nach Abschnitt 4.3 gewährleistet ist. 

(5) Bei der Ermittlung der ungünstigsten Beanspruchung ist 
der zeitliche Verlauf der Einwirkungen zu berücksichtigen. 

(6) Die Standsicherheit und die Begrenzung der Wasser-
durchlässigkeit der für den Hochwasserschutz erforderlichen 
Bauteile ist unter Ansatz der Einwirkungskombination nach Ab-
satz 1 nachzuweisen. 

(7) Sollten im Rahmen der Prüfung des Schutzumfangs nach 
Absatz 2 Nachweise hinsichtlich der Standsicherheit der dem 
Hochwasserschutz dienenden Bauteile erforderlich sein, so 
sind diese zu führen. 

(8) An Massivbauwerke, bei denen keine Anforderungen an 
die Dichtigkeit zu stellen sind oder die mit einer Bauwerksab-
dichtung nach KTA 2501 versehen sind, brauchen bei den Ein-
wirkungskombinationen nach den Absätzen 1 und 2 keine hö-
heren Anforderungen gestellt zu werden als bei der Auslegung 
der baulichen Anlagen gegen das Bemessungserdbeben. 

 
6 Hochwasserschutzmaßnahmen 

6.1 Allgemeines 

(1) Der Hochwasserschutz ist durch folgende Maßnahmen si-
cherzustellen: 

a) bauliche Schutzmaßnahmen, 

b) Sicherstellung der Zugänglichkeit, 

c) organisatorische und administrative Maßnahmen. 

(2) Es ist ein Schutzkonzept zu entwickeln, welches anlagen-
spezifisch das Zusammenwirken der unter Absatz 1 Aufzählun-
gen a bis c genannten Maßnahmen darstellt. 
 

6.2 Bauliche Schutzmaßnahmen 

(1) Gegen den Bemessungswasserstand muss grundsätzlich 
permanenter Hochwasserschutz bestehen. Für einzelne Bereiche 
der Anlage darf abweichend davon bei einer ausreichenden Vor-
warnzeit, in der die temporären Hochwasserschutzmaßnahmen 
durchgeführt werden können, die Differenzhöhe zwischen dem 
Wasserstand beim Hochwasser mit einer Überschreitungswahr-
scheinlichkeit von 10-2 /a und dem Bemessungswasserstand 
durch temporären Hochwasserschutz abgedeckt werden. 

(2) Standortabhängig sind insbesondere folgende Maßnah-
men des permanenten Hochwasserschutzes anzuwenden: 

a) Höherlegung des Kraftwerksgeländes, 

b) erhöhte Anordnung der zu schützenden Anlagenteile, 

c) erhöhte Anordnung von Eingängen und Öffnungen, 

d) hochwassergesicherte Umschließung der zu schützenden 
Anlagenteile, 

e) Abdichtung gegen drückendes Wasser, 

f) wasserdichte Ausbildung von Durchführungen, 

g) Sicherstellung der Entwässerung des Kraftwerksgeländes 
im Hochwasserfall. 

(3) Beim temporären Hochwasserschutz sind insbesondere 
folgende Maßnahmen anzuwenden: 

a) Einsatz mobiler Hochwasserbarrieren (z. B. Dammbal-
kenverschlüsse), 

b) Einsatz von Lenzpumpen. 

(4) Einrichtungen des Hochwasserschutzes sind hinsichtlich 
ihres anforderungsgerechten Zustandes wiederkehrend zu prü-
fen. 
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(5) Einrichtungen des Hochwasserschutzes, die druckwas-
serfest auszuführen sind und keiner WKP unterliegen, sind so 
auszulegen, dass während ihrer geplanten Lebensdauer der 
Schutzumfang nach Abschnitt 4.3 erhalten bleibt. 

 

6.3 Sicherstellung der Zugänglichkeit 

Die Zugänglichkeit und die Versorgung mit notwendigen Be-
triebsmitteln für sicherheitstechnisch relevante Einrichtungen 
müssen auch beim Bemessungshochwasser sichergestellt 
bleiben. Dabei dürfen auch technische Hilfseinrichtungen in An-
spruch genommen werden. 

 

6.4 Organisatorische und administrative Maßnahmen 

(1) Der permanente und der temporäre Hochwasserschutz 
sind durch organisatorische und administrative Maßnahmen zu 
ergänzen. Hierzu gehören insbesondere: 

a) Sicherstellung der Vorhaltung und Wartung von Geräten für 
den temporären Hochwasserschutz, 

b) Einbindung in das Hochwassermeldesystem, 

c) Festlegung von situationsbedingten anlagenspezifischen 
Zuständen oder eines Wasserstandes, bei dessen Errei-
chen die Anlage abzufahren ist, 

d) Betriebsanweisungen zur Durchführung des temporären 
Hochwasserschutzes, 

e) Ablösung des Personals während des Hochwassers, 

f) Sicherstellung der Energieversorgung sowie der Einsatz-
möglichkeit aller für den Hochwasserschutz erforderlichen 
Geräte und Installationen, 

g) Überprüfung der ordnungsgemäßen Funktion der Hoch-
wasserschutzmaßnahmen während Hochwasserereignis-
sen in regelmäßigen Abständen. 

(2) Die Maßnahmen sind in das Betriebshandbuch aufzuneh-
men. 
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Anhang   A 
 

Ableitung von Hochwasserabflüssen und Sturmflutwasserständen  
der Überschreitungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a 

 
 

A 1 Grundlagen 

(1) Der Schutz von Kernkraftwerken gegen Hochwasser nach 
dieser Regel geht von einem Hochwasserereignis der Über-
schreitungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a  aus, d.h. von einem 
extrem seltenen Hochwasserereignis. Je nach Standort an Bin-
nengewässern oder an Küsten und Tidegewässern unterschei-
den sich jedoch die Vorgehensweisen zur Ermittlung des Bemes-
sungswasserstandes im Bereich der zu schützenden Anlagen-
teile und Schutzbauwerke des Kraftwerks. 

(2) An Binnengewässern wird von einem Hochwasserabfluss 
im Gewässer dieser Überschreitungswahrscheinlichkeit ausge-
gangen. Ein Verfahren zur Ableitung eines solch seltenen Hoch-
wasserabflusses ist in Abschnitt A 2 dargelegt. Standortabhängig 
sind im Einzelfall auch andere Verfahren anwendbar [1]. Bei Bin-
nengewässern ist neben den Verhältnissen am Standort (maxi-
mal möglicher Durchfluss) auch die großräumige Retentionswir-
kung im Einzugsgebiet zu berücksichtigen. 

H i n w e i s :   
Bei derart seltenen Hochwasserereignissen kann von einer groß-
räumigen Wirkung der Deichsysteme an Binnengewässern im Ein-
zugsgebiet nicht mehr ausgegangen werden. 

(3) An Küstenstandorten und Standorten an Tidegewässern 
wird von einem Sturmflutwasserstand dieser Überschreitungs-
wahrscheinlichkeit ausgegangen. Ein Verfahren zur Ableitung ei-
nes solch seltenen Hochwasserstandes ist in Abschnitt A 3 darge-
legt. 

(4) Anhand des Hochwasserabflusses oder Sturmflutwasser-
standes ist standortspezifisch, zum Beispiel mittels einer hydrau-
lischen Berechnung, der zugehörige Wasserstand im Bereich der 
zu schützenden Anlagenteile und der Schutzbauwerke des Kraft-
werks zu ermitteln.  
 
A 2 Ableitung von Hochwasserabflüssen der Überschrei-

tungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a an Binnengewäs-
sern 

(1) Zur Ableitung eines maßgebenden Hochwasserabflusses 
an Binnengewässern soll eine Extrapolation auf statistischer 
Grundlage nach der in [1] angegebenen Konvention angewen-
det werden, die das Zusammentreffen ungünstiger Einflüsse 
abdeckt.  

Dazu ist die folgende standardisierte Verteilungsfunktion in er-
weiterter Form anzuwenden: 

)410(HQ)410(
ksMHQHQ

−−
⋅+=    (A 2-1) 

mit 

HQ(10-4) : Hochwasserscheitelabfluss mit einer Überschrei-
tungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a in m3/s 

MHQ : Mittlerer Hochwasserscheitelabfluss einer länge-
ren Zeitreihe in m3/s. 

sHQ : Standardabweichung der Hochwasserscheitelab-
flüsse einer längeren Zeitreihe in m3/s. 

k(10-4) : Häufigkeitsfaktor für eine Überschreitungswahr-
scheinlichkeit von 10-4 /a.  

H i n w e i s :   
Bei dem Verfahren wird von einem Hochwasserscheitelabfluss der 
Überschreitungswahrscheinlichkeit 10-2 /a auf einen Hochwasser-
scheitelabfluss der Überschreitungswahrscheinlichkeit 10-4 /a ge-
schlossen. Es wird davon ausgegangen, dass der Hochwasser-
scheitelabfluss der Überschreitungswahrscheinlichkeit 10-2 /a nach 
den üblichen statistischen Verfahren (DWA MERKBLATT DWA-M 
552) abgeleitet wird. Für die darüber hinausgehende Extrapolation 
wird die Pearson-III-Wahrscheinlichkeitsverteilung zugrunde ge-
legt. Auf ihrer Basis werden benötigte Häufigkeitsfaktoren be-
stimmt. Die Schiefe wird im Rahmen der Konvention nach [1] auf c 
= 4 maximiert. 

(2) Die statistischen Parameter MHQ und sHQ sowie die tat-
sächliche Schiefe c sind aus den Beobachtungsdaten eines re-
präsentativen Pegels zu berechnen. 

(3) Der Häufigkeitsfaktor k(10-4) ist als Produkt des Häufig-

keitsfaktors k und eines Quotienten f zu berechnen:  

fkk
)410(

⋅=−        (A 2-2) 

(4) Der Häufigkeitsfaktor k für die Überschreitungswahr-
scheinlichkeit von 10-2 /a ist für die tatsächliche Schiefe c der 
Beobachtungsdaten aus Tabelle A-1 zu entnehmen. 

Alternativ darf k ausreichend genau nach der Formel  

k = 2,3183 + 0,7725 ⋅ c - 0,0650 ⋅ c2  (A 2-3) 

ermittelt werden. 

(5) Der Quotient f ist aus dem Häufigkeitsfaktor k(10-4)max für 
eine maximierte Schiefe von c = 4 und dem Häufigkeitsfaktor 
k(10-2)max, ebenfalls für die maximierte Schiefe c = 4, zu berech-
nen.  

8,237,4/36,12k/kf
max)210(max)410(

===
−−

 (A 2-4) 

H i n w e i s :   
Beide Häufigkeitsfaktoren sind unabhängig von ortsspezifischen 
Daten. 

(6) Bei der Anwendung des Verfahrens sind die allgemeinen 
Vorgaben des DWA MERKBLATT DWA-M 552 für die statisti-
sche Analyse von Hochwasserabflüssen zu berücksichtigen. 
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c  0,0 0,1 0,2 0,3 0,4 0,5 0,6 0,7 0,8 0,9 

k 2,326 2,399 2,472 2,544 2,615 2,685 2,755 2,823 2,891 2,957 

c 1,0 1,1 1,2 1,3 1,4 1,5 1,6 1,7 1,8 1,9 

k 3,022 3,086 3,149 3,211 3,271 3,330 3,388 3,444 3,499 3,552 

c 2,0 2,1 2,2 2,3 2,4 2,5 2,6 2,7 2,8 2,9 

k 3,605 3,656 3,705 3,753 3,800 3,845 3,889 3,931 3,973 4,012 

c 3,0 3,1 3,2 3,3 3,4 3,5 3,6 3,7 3,8 3,9 4,0 

k 4,051 4,088 4,124 4,159 4,192 4,224 4,255 4,285 4,314 4,341 4,367 

Tabelle A-1: Häufigkeitsfaktoren k für eine Überschreitungswahrscheinlichkeit von 10-2 /a  
und die tatsächliche Schiefe c der Beobachtungsdaten 

 

 

A 3 Ableitung von Sturmflutwasserständen der Über-
schreitungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a für  
Küstenstandorte und Standorte an Tidegewässern 

(1) Zur Ableitung eines Sturmflutwasserstandes für Kernkraft-
werke an Küstenstandorten und Standorten an Tidegewässern 
soll folgendes Extrapolationsverfahren auf statistischer Grund-
lage angewendet werden.  

Der Sturmflutwasserstand SFWH(10-4) mit einer Überschrei-
tungswahrscheinlichkeit von 10-4 /a ist als Summe aus einem 
Basiswert und einer Extrapolationsdifferenz wie folgt zu ermit-
teln: 

EDBWHSFWH
)210()410(
+= −−    (A 3-1) 

mit 

BWH(10
-2

) : Sturmflutwasserstand mit einer Überschreitungs-

wahrscheinlichkeit von 10-2 /a für den Standort als 
Basiswert 

ED : Extrapolationsdifferenz, die den Differenzwasser-
stand zwischen einem Sturmflutwasserstand der 
Überschreitungswahrscheinlichkeit 10-4 /a und dem 
Basiswert erfasst 

(2) Der Basiswert BWH(10
-2

) ist auf Grundlage einer quantita-
tiv-statistischen Extremwertanalyse (z. B. nach [2] und [3]) unter  

Berücksichtigung von einschlägigen Vorgaben (z. B. DWA 
MERKBLATT DWA-M 552) zu ermitteln. Hierbei ist die Qualität 
der Daten zu berücksichtigen. 

H i n w e i s :   
Der Basiswert ist über geeignete statistische Verfahren zu ermit-
teln, da  

a) die Streubreite der Ergebnisse BWH(10
-2

) bei den üblicherweise 
langen und qualitativ guten Wasserstandszeitreihen an den 
Küsten und in den Tidegewässern relativ gering ist,  

b) der Wasserstand BWH(10
-2

) sich in Abhängigkeit von der Be-
obachtungslänge der jeweiligen Zeitreihen z. T. noch im Inter-
polationsbereich oder nahen Extrapolationsbereich befindet, 

c) der Wasserstand BWH(10
-2

) durch umfangreiche Untersuchun-
gen abgesichert und sowohl durch physikalische als auch nu-
merische Modelle verifizierbar ist. 

(3) Die Wasserstandsdaten sind zu homogenisieren, da die 
Sturmflutwasserstände von der Entwicklung der Wasserstände 
an den Küsten - insbesondere vom säkularen Meeresspiegel-
anstieg - sowie von anthropogenen Änderungen in den Tidege-
wässern abhängig sind.  

(4) Die Extrapolationsdifferenz ist an den Küsten oder Mün-
dungen der Tideflüsse z. B. nach [2] und [3] zu ermitteln. 

H i n w e i s :   
Der seegangsbedingte lokale Wellenauflauf ist in der Extrapolati-
onsdifferenz nicht enthalten.  
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Anhang   B 
 

Bestimmungen und Literatur, auf die in dieser Regel verwiesen wird 

 

(Die Verweise beziehen sich nur auf die in diesem Anhang angegebene Fassung. Darin enthaltene Zitate von Bestimmungen 
beziehen sich jeweils auf die Fassung, die vorlag, als die verweisende Bestimmung aufgestellt oder ausgegeben wurde.) 

 

AtG  „Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3530) geän-
dert worden ist" 

StrlSchG  „Strahlenschutzgesetz vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert worden ist 

StrlSchV  „Strahlenschutzverordnung vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 2036), die zu-
letzt durch Artikel 83 des Gesetzes vom 8. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4645) geändert 
worden ist“ 

   

SiAnf (2015-03) Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. März 2015 (BAnz AT 30.03.2015 B2) 

Interpretationen (2015-03) Interpretationen zu den Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke vom 22. November 
2012, geändert am 3. März 2015 (BAnz AT 30.03.2015 B3) 

   

KTA 2201.1 (2011-11) Auslegung von Kernkraftwerken gegen seismische Einwirkungen; Teil 1: Grundsätze 

KTA 2501 (2015-11) Bauwerksabdichtungen von Kernkraftwerken 

   

DIN EN 1991-1-4 (2010-12) Eurocode 1: Einwirkungen auf Tragwerke - Teil 1-4: Allgemeine Einwirkungen - Wind-
lasten; Deutsche Fassung EN 1991-1-4:2005 + A1:2010 + AC:2010DIN EN 1991-1-
4/NA:2010-12 in Verbindung mit 

 

DIN EN 1991-1-4/NA (2010-12) Nationaler Anhang - National festgelegte Parameter - Eurocode 1: Einwirkungen auf 
Tragwerke - Teil 1-4: Allgemeine Einwirkungen - Windlasten 

DWA-M 552 (2012-08) Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA): Merk-
blatt DWA-M 552 - Ermittlung von Hochwasserwahrscheinlichkeiten - August 2012 

   

 

Literatur: 

[1] KLEEBERG, H.-B.; SCHUMANN, A. H. (2001):  

Ableitung von Bemessungsabflüssen kleiner Überschreitungswahrscheinlichkeiten 

Wasserwirtschaft, 91. Jahrgang., Heft 2, Februar 2001, S.90-95 

[2] JENSEN, J.; FRANK.T:  

Zur Abschätzung von Sturmflutwasserständen mit sehr kleinen Überschreitungswahrscheinlichkeiten  

Die Küste, Sonderdruck, Heft 67, Jahr 2003 

[3] JENSEN, J.:  

Eintrittswahrscheinlichkeiten von Sturmfluten – Statistisch gesehen.  

HANSA (12), 137. Jahrgang (2000 b) 
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Anhang C (informativ) 
 

Änderungen gegenüber der Fassung 2004-11 

 

 
Zu „0 Grundlagen“ 

Zur Anpassung an die neuen Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke wurde die Regel im Grundlagenabschnitt überarbeitet. 
Es wurde ein Hinweis aufgenommen, dass diese Regel sich nur mit Flusshochwässern und Sturmfluten und nicht mit lokalen 
Starkregenereignissen befasst.  
 
Zu „4 Bemessungsgrundlagen“ 

In Abschnitt 4.1 wurde ein neuer Absatz 4 zum zeitlichen Verlauf des Hochwasserereignisses aufgenommen. Die Berücksichti-
gung von Unsicherheiten erfolgte in Abschnitt 4.2 Absatz 1. Historische Ereignisse wurden in Abschnitt 4.2 in einem neuen Absatz 
4 aufgenommen.  
 
Zu „5 Einwirkungskombinationen und Nachweise“ 

In Abschnitt 5 erfolgten Anpassungen an die SiAnf (vergleiche SiAnf Abschnitt 4.2 (1) Aufzählung c)). 

In Abschnitt 5 wurde ein neuer Absatz 3 zu Einwirkungskombinationen des Bemessungshochwassers mit einem anderen unab-
hängigen Bemessungsereignis oder einem unabhängigen anlageninternen Störfall eingefügt. Diese brauchen aufgrund der sehr 
geringen kombinierten Eintrittswahrscheinlichkeiten nicht berücksichtigt zu werden. 

Der Hinweis in Abschnitt 5 mit Verweis auf die KTA 2101.1 ist entfallen, da entsprechend der Regelungen in der neuen KTA 
2101.1 (Fassung 2015-11) keine speziellen Maßnahmen für die Kombination Hochwasser mit Brand getroffen werden brauchen. 

Ereignisse, die keine unzulässigen Auswirkungen auf die Hochwasserschutzmaßnahmen haben, brauchen nicht weiter berück-
sichtigt zu werden. Damit sind Ereignisse mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit > ca. 10-2 nicht mit dem Bemessungshochwasser 
zu überlagern. 

In Abschnitt 5 wurde ein neuer Absatz 4 eingefügt, der besagt, dass aufgrund des kausalen Zusammenhangs für die Einwirkungs-
kombination Sturmflut mit Starkwind an Küstenstandorten und an Standorten an Tideflüssen zu überprüfen ist, ob der Schutzum-
fang nach Abschnitt 4.3 gewährleistet ist. 
 
Zu „6 Hochwasserschutzmaßnahmen“ 

In Abschnitt 6.4 Absatz 1 Aufzählung g wurde die Überprüfung der ordnungsgemäßen Funktion der Hochwasserschutzmaßnah-
men während Hochwasserereignissen neu aufgenommen. 
 
Zu „Anhang B Bestimmungen und Literatur, auf die in dieser Regel verwiesen wird“  

Es wurde auf die neuen SiAnf und Interpretationen Bezug genommen und die Bestimmungen wurden aktualisiert.  
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Dokumentationsunterlage zur Regeländerung 

 

KTA 2207 

Schutz von Kernkraftwerken gegen Hochwasser  

Fassung 2021-12 

 

Inhalt: 

1 Auftrag des KTA 

2 Beteiligte an der Regeländerung 

2.1 KTA-Unterausschuss Anlagen- und Bautechnik 

2.2 Mitarbeiter der Geschäftsstelle 

3 Erstellung des Regeländerungsentwurfs 

3.1 Allgemeines 

3.2 Änderungen gegenüber der Regel KTA 2207 (Fassung 2004-11) 

4 Abgleich mit SiAnf und Interpretationen 

 

1 Auftrag des KTA 

Aufgrund des Schreibens des KTA-Präsidiums vom 17. August 2015 sowie der nach Abschnitt 5.2 der Verfahrensordnung nach 
längstens 5 Jahren erforderlichen Überprüfung auf Änderungsbedürftigkeit hat der Unterausschuss ANLAGEN- UND BAUTECH-
NIK (UA-AB) auf seiner 117. Sitzung am 11.-13. September 2017 über die Regel KTA 2207 beraten. Im Ergebnis stellte der UA-
AB fest, dass sich die Regel in der Anwendung bewährt hat und dass diese Regel weiterhin die Anforderungen angibt, bei deren 
Einhaltung die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge nach § 7 Atomgesetz getroffen ist. Der 
Vorschlag der Weitergültigkeit der KTA 2207 wurde auf der 72. KTA Sitzung am 14. November 2017 beraten. 

Nach Ansicht der Gutachterfraktion sollte den internationalen Entwicklungen und den Anforderungen der SiAnf folgend der Aspekt 
„Begründung der verwendeten Methoden und Annahmen und die Bewertung damit einhergehender Unsicherheiten“ in der KTA 
2207 adressiert werden. Andernfalls gebe die Regel nicht den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik wieder. In einem 
zu beschließenden Änderungsverfahren der KTA 2207 sei eine Anforderung zur Berücksichtigung von Unsicherheiten aufzuneh-
men. Der RSK-Vertreter sah die Notwendigkeit eine Anforderung hinsichtlich der Bewertung von Methoden und Unsicherheiten 
in die KTA 2207 aufzunehmen, jedoch ohne Detailregelungen. Mehrere KTA-Mitglieder aus den verschiedenen Fraktionen sahen 
keine Notwendigkeit einer Änderung der KTA 2207, da sie sich in der Vergangenheit bewährt hat und grundsätzliche Anforderun-
gen hinsichtlich der Bewertung von Unsicherheiten bereits in den übergeordneten SiAnf enthalten sind.  

Auf eine Beschlussfassung wurde in der 72. KTA Sitzung verzichtet. Der UA-AB hatte damit die Möglichkeit, den Änderungsbedarf 
erneut zu prüfen und einen Vorschlag zur Änderung vorzulegen. In der 73. Sitzung des KTA am 12. November 2019 wurde ein 
neuer Regeländerungsentwurfsvorschlag vorgelegt und die Einleitung eines Änderungsverfahrens beraten. In dieser 73. Sitzung 
des KTA wurde ein geänderter Beschlussvorschlag zur Änderung der KTA 2207 gefasst:  

Der Unterausschuss ANLAGEN- UND BAUTECHNIK (UA-AB) wird beauftragt, basierend auf der vorliegenden Regeländerungs-
entwurfsvorlage des UA-AB und unter Berücksichtigung der Tischvorlage des BMU vom 12.11.2019 sowie Beteiligung der RSK 
kurzfristig zu beraten, ob ein Konsens gefunden werden kann und davon abhängig federführend den Entwurf zur Änderung der 
Regel mit einer Dokumentationsunterlage zu erarbeiten. 

 

2 Beteiligte an der Regeländerung 

2.1 KTA-Unterausschuss Anlagen- und Bautechnik (UA-AB) 

Obfrau:  Dipl.-Ing. K. Borowski, RWE Nuclear GmbH, Essen  
   
Vertreter der Hersteller und Ersteller von Atomanlagen 

Dipl.-Ing. A. Fila  Framatome GmbH, Karlstein am Main 
 (Stellvertreter: B. Radmanovic, Framatome GmbH, Karlstein am Main) 
 
Dipl.-Ing. A. Oberste-Schemmann Westinghouse Electric Germany GmbH, Mannheim 

(Stellvertreter: U. Ricklefs, Westinghouse Electric Germany GmbH, Mannheim) 

Vertreter der Betreiber von Atomanlagen 

Dipl.-Ing. K. Borowski  RWE Nuclear GmbH, Essen 
 (Stellvertreter: Dr. S. Kranz, EnBW Kernkraft GmbH, Kernkraftwerk Philippsburg) 
 
Dr.-Ing. S. Mörschardt  Vattenfall Europe Nuclear Energy GmbH, Hamburg 

 (Stellvertreter: H. Peters, Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH & Co. oHG)  
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Dipl.-Ing. F. Sauer PreussenElektra GmbH, Hannover 

Vertreter des Bundes und der Länder 

RDir’in S. Neveling Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Bonn  
(Stellvertreterin: ORR’in Dr. C. Schmidt, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit, Bonn) 

ChemD Dr. S. Reimann Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz, Hanno-
ver  
(Stellvertreter: MinR Dr. U. Hoffmann, Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt, Natur und Digitalisierung Schleswig-Holstein, Kiel) 

BD Dipl.-Ing. A. Frintz Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz, München 

Vertreter der Gutachter und Beratungsorganisationen 

Dipl.-Ing. G. Fischer TÜV SÜD Industrie Service GmbH, München 

M. Falkenhagen (für: RSK) TÜV NORD EnSys GmbH & Co. KG, Hamburg 

Dr.-Ing. G. Thuma  Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) mbH, Köln 
(Stellvertreter: Dipl.-Phys. C. Strack, Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
(GRS) mbH, Köln) 

Vertreter sonst. Behörden, Organisationen und Stellen 

Prof. Dr.-Ing. B. Elsche Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften, Suderburg 

D. Ukena (für: DGB) PreussenElektra GmbH, Kernkraftwerk Brokdorf 
 (Stellvertreter: M. Borst (für: DGB) PreussenElektra GmbH, Kernkraftwerk Grafen-
rheinfeld  

Dr.-Ing. J. Meyer (für: DIN) HOCHTIEF Solutions AG, Frankfurt 
(Stellvertreter: Prof. Dr.-Ing. H. Sadegh-Azar (für: DIN), Technische Universität Kai-
serslautern) 

MinR Dr.-Ing. H. Schneider Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg, Stuttgart,  
(für: ARGEBAU) (Stellvertreter: TOR Dr.-Ing. A. Rieg (für: ARGEBAU), Ministerium für Umwelt, Klima 

und Energiewirtschaft Baden-Württemberg, Stuttgart) 

2.2 Arbeitsgruppen 

2.2.1 Arbeitsgruppe Unsicherheiten 
Prof. Dr. Ing. J. Jensen Forschungsinstitut Wasser und Umwelt, Lehrstuhl für Hydrondynamik, Binnen- und 

Küstenwasserbau Universität Siegen 
Dipl.-Ing. S. Neveling Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Bonn 
Dr. G. Thuma Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) mbH, Köln 

2.2.2 Arbeitsgruppe Ereigniskombinationen 
Prof. Dr. Elsche Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften, Suderburg 
Dipl.-Ing. Fischer TÜV SÜD Industrie Service GmbH, München  
Dr. Pistner Öko-Institut e.V.,  Darmstadt 
Dr. G. Thuma Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) mbH, Köln 

2.3 Mitarbeiter der Geschäftsstelle 

Dr.-Ing. R. Gersinska KTA-GS bei BASE, Salzgitter 
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3 Erstellung des Regeländerung 

3.1 Allgemeines 

(1) Der UA-AB hat die Regel KTA 2207 unter Einbeziehung externer Fachleute in zwei online-Sitzungen der Arbeitsgruppe 
„Unsicherheiten“ am 23. März 2021 und am 1. April 2021 und einer online-Sitzung der Arbeitsgruppe „Ereigniskombinationen“ am 
16. Juli 2021 überarbeitet. Der UA-AB beschloss in seiner 120. Sitzung am 7. September 2021 einstimmig, die aktualisierte
Fassung der KTA 2207 dem KTA zur Verabschiedung als Regeländerungsentwurf vorzuschlagen, wobei aufgrund der Geringfügig-
keit der Änderung eine Beschlussfassung gemäß Abschnitt 5.3 der Verfahrensordnung des KTA erfolgen sollte (Aufstellung der 
geänderten Regel ohne weitere Beschlussfassung des KTA, sofern innerhalb von drei Monaten keine inhaltlichen Änderungsvor-
schläge eingehen). 

(2) Der KTA entsprach der Empfehlung des UA-AB und hat im schriftlichen Verfahren den Regeländerungsentwurf in der Fas-
sung 2021-12 beschlossen. Gleichzeitig wurde gemäß Abschnitt 5.3 der Verfahrensordnung des KTA beschlossen, dass der 
Regeländerungsentwurf ohne weitere Beschlussfassung des KTA als Regel aufgestellt wird, sofern innerhalb von 3 Monaten nach 
Veröffentlichung des Regeländerungsentwurfs bei der KTA-GS keine inhaltlichen Änderungsvorschläge eingehen. Die Bekannt-
machung des BMUV erfolgte im Bundesanzeiger am 14. Januar 2022. 

3.2 Änderung gegenüber der Regel KTA 2207 (Fassung 2004-11) 

Die KTA-Regeln, auf die in dieser Regel verwiesen werden, wurden aktualisiert. Der Verweis auf das zurückgezogene Merkblatt 
DVWK-Merkblatt 251 (1999) wurde durch einen Verweis auf das neue Merkblatt DWA-M 552 - Ermittlung von Hochwasserwahr-
scheinlichkeiten – (August 2012) ersetzt.  

Zur Anpassung an die neuen Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke wurde die Regel im Grundlagenabschnitt überarbeitet. 

Es wurde ein Hinweis aufgenommen, dass diese Regel sich nur mit Flusshochwässern und Sturmfluten und nicht mit lokalen 
Starkregenereignissen befasst. Die Berücksichtigung von Starkregenereignissen als Ursache eines Flusshochwassers bleibt un-
berührt. Im September 2021 wurden im Unterausschuss auch die Überflutungsereignisse im Juli 2021 in der Eifel im Hinblick auf 
einen Regelungsbedarf der KTA 2207 beraten. Der Ausschuss sieht derzeit keinen weiteren Änderungsbedarf der KTA 2207. 

In Abschnitt 4.1 wurde ein neuer Absatz 4 zum zeitlichen Verlauf des Hochwasserereignisses aufgenommen. Die Berücksichti-
gung von Unsicherheiten erfolgte in Abschnitt 4.2 Absatz 1. Historische Ereignisse wurden in Abschnitt 4.2 in einem neuen Absatz 
4 aufgenommen.  

In Abschnitt 5 erfolgten Anpassungen an die SiAnf (vergleiche SiAnf Abschnitt 4.2 (1) Aufzählung c)). 

In Abschnitt 5 wurde ein neuer Absatz 3 zu Einwirkungskombinationen des Bemessungshochwassers mit einem anderen unab-
hängigen Bemessungsereignis oder einem unabhängigen anlageninternen Störfall eingefügt. Diese brauchen aufgrund der sehr 
geringen kombinierten Eintrittswahrscheinlichkeiten nicht berücksichtigt zu werden. 

Der Hinweis in Abschnitt 5 mit Verweis auf die KTA 2101.1 ist entfallen, da entsprechend der Regelungen in der neuen KTA 
2101.1 (Fassung 2015-11) keine speziellen Maßnahmen für die Kombination Hochwasser mit Brand getroffen werden brauchen. 

Ereignisse, die keine unzulässigen Auswirkungen auf die Hochwasserschutzmaßnahmen haben, brauchen nicht weiter berück-
sichtigt zu werden. Damit sind Ereignisse mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit > ca. 10-2 nicht mit dem Bemessungshochwasser 
zu überlagern. 

In Abschnitt 5 wurde ein neuer Absatz 4 eingefügt, der besagt, dass aufgrund des kausalen Zusammenhangs für die Einwirkungs-
kombination Sturmflut mit Starkwind an Küstenstandorten und an Standorten an Tideflüssen zu überprüfen ist, ob der Schutzum-
fang nach Abschnitt 4.3 gewährleistet ist. Ausgangspunkt dieser Überlegung waren korrelierte Ereignisse (Ereignisse aufgrund 
einer gemeinsamen Ursache). Für Binnenstandorte spielen diese aufgrund der zeitlichen Verzögerung beim Ablauf des Hoch-
wasserereignisses keine Rolle. Für Küstenstandorte und an Standorten an Tideflüssen wird davon ausgegangen, dass auch bei 
einer Bemessungssturmflut am Standort das Windereignis nicht größer ist, als der bei der Auslegung zugrunde gelegte Bemes-
sungswind. Dem Ausschuss sind in den bestehenden Anlagen nur temporäre bauliche Hochwasserschutzmaßnahmen bekannt, 
für die eine Auslegung gegen Windeinwirkungen nicht bemessungsrelevant ist. 

In Abschnitt 6.4 Absatz 1 Aufzählung g wurde die Überprüfung der ordnungsgemäßen Funktion der Hochwasserschutzmaßnah-
men während Hochwasserereignissen neu aufgenommen. Abschließend wurden die Bezüge überprüft und aktualisiert. 

4 Abgleich mit SiAnf und Interpretationen 

Die Schnittstellen der KTA 2207 mit den SiAnf und deren Interpretationen wurden einander gegenüber gestellt und auf Umsetzung 
und Konsistenz geprüft. Eine ausführliche Darstellung des Abgleiches befindet sich in „Abgleich mit den SiAnf und deren Inter-
pretationen“ KTA-Dok.-Nr. 2207/17/1. Es wurden keine Widersprüche festgestellt. 


